
2. Der genannte Art. 20 ist zudem dahin auszulegen, dass er inner-
staatlichen Rechtsvorschriften nicht entgegensteht, wonach die
Anlagen eines zugelassenen Kunden nur dann an ein Übertra-
gungsnetz angeschlossen werden dürfen, wenn der Betreiber eines
Verteilernetzes sich wegen feststehender technischer oder betrieblicher
Anforderungen weigert, die Anlagen des zugelassenen Kunden, die
in dem in seiner Lizenz bestimmten Gebiet liegen, an sein Netz
anzuschließen. Das nationale Gericht hat allerdings zu prüfen, ob
die Einführung und Anwendung dieser Regelung aufgrund objekti-
ver Kriterien und ohne Diskriminierung zwischen den Netzbenut-
zern erfolgt.

(1) ABl. C 170 vom 21.7.2007.
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Gegenstand

Auslegung von Art. 4 Abs. 5 der Sechsten Richtlinie
77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatz-
steuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1) —

Tätigkeiten oder Leistungen einer öffentlichen Einrichtung, die
sie im Rahmen der öffentlichen Gewalt ausübt oder erbringt —
Kostenpflichtige Parkeinrichtungen abseits öffentlicher Straßen

— Behandlung als Nicht-Steuerpflichtige, die zu Wettbewerbs-
verzerrungen führt — Begriff der Wettbewerbsverzerrungen —

Beurteilungskriterien

Tenor

1. Art. 4 Abs. 5 Unterabs. 2 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG
des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsa-
mes Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemes-
sungsgrundlage ist dahin auszulegen, dass die Frage, ob die
Behandlung von Einrichtungen des öffentlichen Rechts, die im Rah-
men der öffentlichen Gewalt tätig werden, als Nichtsteuerpflichtige
zu größeren Wettbewerbsverzerrungen führen würde, mit Bezug auf
die fragliche Tätigkeit als solche zu beurteilen ist, ohne dass sich
diese Beurteilung auf einen lokalen Markt im Besonderen bezieht.

2. Der Begriff „führen würde“ im Sinne des Art. 4 Abs. 5 Unterabs.
2 der Sechsten Richtlinie 77/388 ist dahin auszulegen, dass er
nicht nur den gegenwärtigen, sondern auch den potenziellen Wett-
bewerb umfasst, sofern die Möglichkeit für einen privaten Wirt-
schaftsteilnehmer, in den relevanten Markt einzutreten, real und
nicht rein hypothetisch ist.

3. Der Begriff „größere“ im Sinne des Art. 4 Abs. 5 Unterabs. 2 der
Sechsten Richtlinie 77/388 ist dahin zu verstehen, dass die gegen-
wärtigen oder potenziellen Wettbewerbsverzerrungen mehr als unbe-
deutend sein müssen.

(1) ABl. C 199 vom 25.8.2007.
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